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Kantonsrat 

 

 
Sitzung vom: 27. Januar 2015, nachmittags 

Protokoll-Nr.  70 

 
 
Nr. 70 

 
 
Anfrage Frey Monique und Mit. über die heilpädagogischen Sonderschulen 

(A 551). Schriftliche Beantwortung 

 
Die schriftliche Antwort des Regierungsrates auf die am 24. Juni 2014 eröffnete Anfrage von 
Monique Frey über die heilpädagogischen Sonderschulen lautet wie folgt: 
 
"Die Sonderschulung ist seit dem 1. Januar 2008 in der Kompetenz der Kantone, weil sich 
die Invalidenversicherung im Rahmen der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Auf-
gabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) aus der Regelung und Finanzierung die-
ses Aufgabenbereichs zurückgezogen hat. Damit die Kantone einen gemeinsamen Rahmen 
für diese Aufgabe haben, hat die Schweizerische Konferenz der Kantonalen Erziehungsdi-
rektoren eine Interkantonale Vereinbarung über die Zusammenarbeit im Bereich der Sonder-
pädagogik ausgearbeitet (vgl. SRL 401d). Ihr Rat hat den Beitritt des Kantons Luzern zur 
Vereinbarung mit Dekret vom 06. April 2009 genehmigt. In der Zwischenzeit sind die wesent-
lichen Neuerungen dieses Konkordats im Kanton Luzern umgesetzt und überprüft worden. 
Die Umsetzung dieser Neuerungen haben die zuständige Dienststelle und die für die Schu-
lung, Förderung und Betreuung verantwortlichen Institutionen in den letzten Jahren sehr ge-
fordert. Zudem mussten verschiedene weitere Veränderungen umgesetzt werden: 
 

 Aufgrund der schweizerischen Gesetzgebung und des Sonderpädagogik-Konkordats 
musste die integrative Sonderschulung ausgebaut und konsolidiert werden. Heute wird 
etwa ein Drittel aller Lernenden mit einem Sonderschulbedarf integriert in Regelklassen 
gefördert.  

 Das Abklärungs- und Aufnahmeverfahren für die Sonderschulung musste an die Vorga-
ben des Sonderpädagogik-Konkordats angepasst werden. Damit für alle Behinderungen 
eine gute fachliche Abklärung gewährleistet werden konnte, wurde 2011 der Fachdienst 
für Sonderschulabklärungen bei der Dienststelle Volksschulbildung geschaffen.  

 Mit der Teilrevision des Gesetzes über die Volksschulbildung vom 24. Januar 2011 wur-
den die Trägerschaften für Institutionen im Sonderschulbereich auf den Kanton und Pri-
vate reduziert. Damit gingen die vier kommunalen heilpädagogischen Sonderschulen auf 
den 1. August 2011 in die kantonale Trägerschaft über. Auf den 1. Januar 2013 wurde 
zudem der Heilpädagogische Früherziehungsdienst kantonalisiert, weil die private Trä-
gerschaft die Führung abgeben wollte.  

 Die Erfahrungen der ersten Jahre nach der Ablösung der Invalidenversicherung wurden 
bei der Überarbeitung des Konzepts für die Sonderschulung, welches am 7. September 
2012 von unserem Rat erlassen wurde, berücksichtigt. Diese Überarbeitung führte wie-
derum zu verschiedenen Anpassungen für die Schulen. So betreut nun das Heilpädago-
gische Zentrum (HPZ) Hohenrain auch Lernende mit einer schweren geistigen und mehr-
fachen Behinderung. 

 Die Lernenden in der separativen Sonderschulung weisen immer häufiger Mehrfachbe-
hinderungen auf, was grosse Anforderungen an die Arbeit dieser Schulen stellt. 

 Die verschiedenen Sparmassnahmen der letzten Jahre betrafen die Sonderschulung 
ebenfalls stark. So wurden Pensen gekürzt bzw. nicht erhöht und Klassen vergrössert. 
Zudem wird der Standort Emmen der Heilpädagogischen Schule Luzern-Emmen auf En-
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de des Schuljahres 2014/2015 geschlossen. Diese Massnahmen führten im Einzelfall 
auch zu Kündigungen bei den Lehrpersonen. 

 
Die grossen Veränderungen stellten und stellen weiterhin hohe Anforderungen an alle Betei-
ligten. Aufgrund der intensiven Zusammenarbeit der Leitungen untereinander und mit den 
Verantwortlichen der Dienststelle Volksschulbildung können die Aufgaben und Belastungen 
in der Regel bewältigt werden. Trotzdem gibt es natürlich Konflikte und Meinungsverschie-
denheiten zwischen den Schulleitungen und den Lehrpersonen, welche zu Kündigungen 
führten. Insgesamt aber kann festgehalten werden, dass trotz schwieriger Rahmenbedin-
gungen die Situation für alle Beteiligten bewältigbar ist und die Kinder und Jugendlichen mit 
einer Behinderung weiterhin gut gefördert und betreut werden. Die einzelnen Fragen können 
wir wie folgt beantworten:  
 
 
Zu Frage 1: Führungsstruktur, Führungsmodell: Seit dem Schuljahr 2011/12 werden die kan-
tonalen Sonderschulen von der Dienststelle Volksschulbildung geleitet. Es kam zu Proble-
men auf Führungsebene an der HPS Luzern-Emmen wie auch am HPZ Hohenrain. Wie se-
hen die Führungsstrategie, das Führungsmodell aus? Wie wurde die verantwortliche Person 
in der Dienststelle Volksschulbildung auf die zusätzlichen Aufgaben vorbereitet, und welche 
Unterstützung wird ihr gewährt? Es gibt keine Aufsichtsbehörde und auch keine pädagogi-
sche Kommission mehr. Mit welchen Massnahmen wird sichergestellt, dass die von diesen 
beiden Organen wahrgenommenen Aufgaben weiterhin erbracht werden? 
Die beiden Heilpädagogischen Zentren Hohenrain und Schüpfheim wurden immer von der 
Dienststelle Volksschulbildung (vormals Gruppe Volksschulbildung) geleitet, und zwar bis 
Ende 2007 als eigene Dienststellen, seither organisationsrechtlich als Abteilungen. Seit der 
Übernahme der kommunalen heilpädagogischen Tagesschulen werden auch diese von der 
Dienststelle Volksschulbildung geleitet. Die betrieblich-personale Leitung nimmt die Dienst-
stellenleitung selbst wahr. Dazu finden pro Schuljahr etwa acht Gesamtkonferenzen statt. 
Zusätzlich gibt es je sechs Einzelrapporte zwischen der jeweiligen Institutionsleitung und der 
Dienststellenleitung sowie vier bis sechs Geschäftsleitungssitzungen. Bei Bedarf kann die 
Zahl auch erhöht werden.  
 
Die inhaltliche Leitung obliegt der Abteilung Schulbetrieb II. Diese ist auch für die inhaltliche 
Betreuung der privaten Institutionen zuständig. Die Abteilung Schulaufsicht prüft regelmässig 
die Einhaltung der kantonalen Vorgaben. Die externe Schulevaluation evaluiert alle fünf Jah-
re die Schulen. Die sozialpädagogischen Angebote der beiden Heilpädagogischen Zentren 
Hohenrain und Schüpfheim werden zudem durch die Dienststelle Soziales und Gesellschaft 
(DISG) gesteuert und beaufsichtigt. Die Schulen werden zudem auf der betrieblichen Ebene 
(Rechnungsführung) und in rechtlichen Fragen von den zentralen Stellen der Dienststelle 
Volksschulbildung sowie in personellen Fragen von der Dienststelle Personal unterstützt. 
 
Das Führungsmodell hat sich bewährt und wird im Rahmen des Qualitätsmanagements re-
gelmässig überprüft und bei Bedarf angepasst. Die erwähnten Führungsprobleme an der 
HPS Luzern-Emmen stehen primär in Zusammenhang mit dem Prozess der Schliessung des 
Standorts Emmen, welche von Ihrem Rat im Rahmen des Projekts Leistungen und Struktu-
ren I beschlossen wurde. Diese Schliessung konnte von der Schulleitung nicht mitgetragen 
werden. Die angesprochenen Probleme am HPZ Hohenrain stehen in Verbindung mit einer 
internen Reorganisation, welche einzelne Mitglieder der Geschäftsleitung nicht mitgetragen 
bzw. sogar bekämpft haben.  
 
 
Zu Frage 2: Organisationsentwicklungsprozess Hohenrain: Seit Herbst 2012 wird am Heilpä-
dagogischen Zentrum Hohenrain durch ein externes Büro ein Organisationsentwicklungspro-
zess durchgeführt. Wie weit ist dieser Organisationsentwicklungsprozess? Zu welchen Ände-
rungen – Aufgaben und Funktionen – hat dieser Prozess geführt? Wie wird das Monitoring 
über diese neuen Strukturen durchgeführt? Welche positiven Auswirkungen haben sie? 
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Der Organisationsentwicklungsprozess wurde ausgelöst durch verschiedene Veränderungen 
bei der Zusammensetzung der Lernenden und durch anstehende Pensionierungen im Ka-
derbereich. Handlungsleitend für die Reorganisation war die Zielsetzung, dass für ein Kind 
eine Abteilungsleitung zuständig sein soll und nicht mehrere, wie dies in der Vergangenheit 
der Fall war. Deshalb sind nun in einer Abteilung alle Leistungen für ein Kind zusammenge-
fasst: Schulung, Therapie und Betreuung (Internat, Tagesstrukturen). Diese Organisations-
form reduziert die Anlaufstellen und verkürzt die Wege intern und für die Erziehungsberech-
tigten. Zudem kann die Planung der Angebote und Massnahmen so ganzheitlicher und koor-
dinierter erfolgen. Sie gewährleistet auch eine grössere Nähe der Führungspersonen zu den 
Mitarbeitenden der verschiedenen Leistungsbereiche, denn mit über 300 Mitarbeitenden be-
nötigt die Institution kleinere Führungseinheiten. Die neue Organisation wurde auf Beginn 
des Schuljahres 2013/14 umgesetzt. Da aber einzelne Leitungsstellen noch nicht besetzt wa-
ren bzw. neu besetzt werden mussten, kann eine umfassende Beurteilung erst etwa in einem 
Jahr erfolgen. Die Rückmeldungen am Ende des Schuljahres zeigen aber, dass die neue 
Struktur von den meisten Mitarbeitenden akzeptiert und als klare Verbesserung beurteilt wird. 
Möglicherweise ergeben sich im Rahmen der externen Schulevaluation, welche planmässig 
im laufenden Schuljahr stattfindet, erste Hinweise auf die Qualität der Umsetzung und allfälli-
ge Verbesserungsmöglichkeiten.  
 
 
Zu Frage 3: Schliessung der Plätze für Hörbehinderte im HPZ Hohenrain: Konnten für alle 
Schülerinnen und Schüler Nachfolgelösungen gefunden werden? Wie viele Schülerinnen und 
Schüler wurden in ausserkantonalen Institutionen aufgenommen? Wie sieht die Finanzierung 
aus? 
 
Die Zahl der Lernenden mit einer Hörbehinderung mit einem Sonderschulbedarf hat in den 
letzten Jahren aufgrund der Entwicklung der Medizinaltechnik (Cochlea Implantat) sehr stark 
abgenommen. Heute werden daher die meisten hörbehinderten Kinder und Jugendlichen 
integriert geschult. Deshalb haben wir beschlossen, im HPZ Hohenrain keine hörbehinderten 
Kinder und Jugendlichen mehr zu schulen. Die Massnahme wird aber erst auf das Schuljahr 
2015/16 vollständig umgesetzt. Aktuell werden noch sieben Lernende mit einer Hörbehinde-
rung aus dem Kanton Luzern am HPZ Hohenrain gefördert. Neue Lernende mit Hörbehinde-
rung, welche Bedarf nach separativer Sonderschulung haben, werden bereits ab dem Schul-
jahr 2014/15 ausserkantonal geschult: zwei Lernende im Zentrum für Gehör und Sprache 
Zürich und zwei im Landenhof (Zentrum und schweizerische Schule für Schwerhörige) Un-
terentfelden. Diese ausserkantonalen Sonderschulungen werden wie bei andern ausserkan-
tonalen Platzierungen im Rahmen der Interkantonen Vereinbarung über soziale Einrichtun-
gen (IVSE) finanziert. Die Kosten der Sonderschulung werden je zur Hälfte vom Kanton und 
der Gesamtheit der Gemeinden getragen.  
 
 
Zu Frage 4: Abklärungs- und Zuweisungsverfahren Sonderschulung: Seit dem Schuljahr 
2011/12 klärt der kantonale Fachdienst bei Sprachbehinderten (wie auch bei allen anderen 
Behinderungen ausser geistigen Behinderungen) die weiteren Fördermassnahmen bezie-
hungsweise Einschulungen ab und bestimmt die Massnahmen. Diese Lösung soll die Unab-
hängigkeit der Abklärung verbessern. Hat sich das bewährt? Welches sind die Folgen für die 
Integration in die Gemeindeschulen beziehungsweise Einschulung in die Sonderschulen? 
Wie sieht die Entwicklung der Massnahmen seit den letzten sieben Jahren aus? Welche Er-
gebnisse zeigt das Monitoring dieser neuen Entscheidungsprozesse? Wie viele Massnahmen 
wurden geändert, beziehungsweise gegen wie viele Entscheide wurde Beschwerde/Rekurs 
erhoben? 
 
Der auf Beginn des Schuljahres 2011/12 geschaffene Fachdienst für Sonderschulabklärun-
gen ist ein Teil der Abteilung Schulbetrieb II der Dienststelle Volksschulbildung. Er ist zustän-
dig für die Abklärungen des Sonderschulbedarfs für Lernende mit einer Sinnes-, Sprach- 
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Körperbehinderung sowie Verhaltensbehinderung, wenn im Einzelfall eine Schulung in einer 
privaten Regelschule angestrebt wird. Der Fachdienst macht durchschnittlich pro Schuljahr 
240 Abklärungen. Da die erwähnten Behinderungen zahlenmässig nicht so häufig vorkom-
men, gewährleistet die Abklärung beim Fachdienst dank der Schwerpunktsetzung und Kon-
zentration eine hohe Professionalität und die Gleichbehandlung aller abzuklärenden Kinder 
und Jugendlichen. Die zahlenmässig häufiger vorkommenden Lernenden mit einer geistigen 
Behinderung und einer Verhaltensbehinderung werden weiterhin von den regionalen Schul-
psychologischen Diensten abgeklärt. Diese Aufgabenteilung hat sich gemäss ersten Auswer-
tungen bewährt. Da die Abklärungen in den ersten vier Jahren nach der Neugestaltung des 
Finanzausgleichs (NFA) bei den regionalen Schuldiensten gemacht wurden, ist die Zahl der 
Ablehnungsentscheide in diesen Jahren nicht bekannt. Zu den Ablehnungsentscheiden und 
Beschwerden liegen folgende Zahlen vor:  
 

für Schuljahr 2008/09 2009/10 2010/11 2011/12 2012/13 2013/14 2014/15 

Ablehnungs-
entscheide 

* * * * 30 48 21 

Beschwerden 3 3 1 5 3 10 4 

 
*Für die Schuljahre 2008/09 bis 2011/12 wurden alle Abklärungen noch in den regionalen 
Schuldiensten vorgenommen. 
 
Die Zahlenentwicklung für alle Behinderungsformen sieht wie folgt aus: 
 

für Schuljahr 2008/09 2009/10 2010/11 2011/12 2012/13 2013/14 2014/15 

separative  
Sonderschulung 

930 947 958 994 1020 996 942 

integrative  
Sonderschulung 

106  140 191 230 284 318 406 

 

 
Zu Frage 5: Schulentwicklung/Angebot: Die Schulentwicklung erfolgt auf Stufe Dienststelle 
Volksschulbildung. Wer ist in der Dienststelle Volksschulbildung verantwortlich für die Wei-
terentwicklung in den Sonderschulen? Gibt es eine spezielle Abteilung, oder wird diese in der 
Abteilung Schulentwicklung vorgenommen? Wie werden die Lehrerinnen beziehungsweise 
Lehrer und Betreuungsteams an den Sonderschulen in die Entwicklungsprozesse einbezo-
gen? 
 
Die Abteilung Schulbetrieb II ist für die inhaltliche Weiterentwicklung der Sonderschulung im 
Kanton Luzern verantwortlich. Bei Bedarf werden Arbeitsgruppen mit Vertretungen der ein-
zelnen Institutionen eingesetzt. Nach einer Beschlussfassung durch die zuständige Stelle 
erfolgt die Umsetzung in den einzelnen Schulen. Für den Einbezug des Personals sind die 
einzelnen Schulleitungen zuständig. Für die Unterrichtsentwicklung im Speziellen steht den 
einzelnen Schulen die Abteilung Schulentwicklung zur Verfügung. Aktuell findet im Bereich 
der Unterrichtsentwicklung ein gemeinsames Vorhaben zwischen den Sonderschulen von 
Hohenrain und Sursee statt. Für die Weiterentwicklung in Fachbereichen wie Autismus und 
Unterstützte Kommunikation sind die Heilpädagogischen Sonderschulen zudem ausserkan-
tonal vernetzt.  
 
 
Zu Frage 6: Wochenstundentafel für die Sonderschulen (Wost Sonderschule ab Schuljahr 
2014/15): Neu findet im Sonderschulbereich kein Halbklassenunterricht mehr statt. Welche 
Überlegungen haben zu dieser neuen Regelung geführt? Welche Auswirkungen hat diese 
Regelung für die Betreuungs- und Lehrpersonen sowie die Kinder? 
 
Bereits in der Wochenstundentafel 04 für die Sonderschulen gab es keinen Halbklassenun-
terricht mehr. Einzelne Schulen setzten diese Regelung aber nicht oder nur teilweise um. 
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Aufgrund der Kürzung des Lektionenpools im Rahmen der Sparmassnahmen und der sin-
kenden Schülerzahlen stehen den Schulen nun weniger Lektionen zur Verfügung, weshalb 
der Halbklassenunterricht nicht mehr möglich ist. Da die Klassen in den Sonderschulen rela-
tiv klein sind (je nach Behinderungsart zwischen 4 und 10 Lernende), ist der Wegfall des 
Halbklassenunterrichts durchaus vertretbar und umsetzbar. Bei schwierigen Klassensituatio-
nen sind in der Regel auch Klassenassistentinnen bzw. -assistenten oder Praktikantinnen 
bzw. Praktikanten im Einsatz, so dass sich die Klassen-lehrperson auf den Unterricht bzw. 
die Förderung und Entwicklung der Lernenden konzentrieren kann.  
 
 
Zu Frage 7: Veränderungen durch Sparmassnahmen im Sonderschulbereich: Folgende 
Sparmassnahmen wurden im letzten Budget beschlossen: Optimierung der Klassenbildung 
und des Lektioneneinsatzes in der Sonderschulung bei den kantonalen Schulen sowie Re-
duktion Sonderschulbeiträge: Schliessung der HPS Emmen erfolgt ein Jahr früher (Schuljahr 
2014/15) / Einsparungen im Globalbudget bei heilpädagogischen Zentren und Schulen. 
Weitere Sparmassnahmen sind geplant: Streichung der Einzelförderung, Psychotherapie, 
Musiktherapie; Mittagsbetreuung soll neu vom Lehrpersonal geleistet werden. Wie wirken 
sich diese geplanten Sparmassnahmen auf die Teams der kantonalen Sonderschulen aus? 
Ist die Förderung in den Sonderschulen noch gewährleistet? Haben die Sparmassnahmen zu 
einer Einschränkung der Förderung geführt, und gehen wir wieder Richtung Versorgung statt Be-
treuung und Förderung? 
 
Die erwähnten Sparmassnahmen belasten natürlich die Arbeit in den einzelnen Schulen. Sie 
erschweren auch die Führungsarbeit, da zum Teil Personen entlassen oder Pensen gekürzt 
werden müssen. Zudem gab es bereits früher bei der integrativen und separierten Sonder-
schulung Sparmassnahmen. Aktuell definiert die Dienststellenleitung zusammen mit den 
Schulleitungen, wie die auf das Schuljahr 2015/16 beschlossene Kürzung umgesetzt werden 
kann. So wird die Streichung der Klassen- oder Schullager erwogen, damit bei den Lektionen 
nicht zu stark reduziert werden muss. Es kann aber festgestellt werden, dass der Qualitäts-
stand in den Sonderschulen trotz der realisierten Kürzungen noch gut ist. Selbstverständlich 
führen aber die Sparmassnahmen zu Qualitäts- bzw. Angebotsreduktionen. Mit den zuneh-
mend sehr komplexen Behinderungsformen der Lernenden ist es längerfristig aber kaum 
möglich, die Qualität der Förderung und Betreuung ohne zusätzliche Mittel im gleichen Mass 
aufrecht zu erhalten. Bei weiteren Kürzungen müssten aber Reduktionen beim Unterrichts- 
und Therapieangebot in Kauf genommen werden, wobei sich natürlich immer die Frage stellt, 
wie viel Förderung im Einzelfall möglich und sinnvoll ist. Dies ist sowohl eine heilpädagogi-
sche als auch eine ethische Frage, welcher sich die gesellschaftlich verantwortlichen Perso-
nen und Behörden immer wieder stellen müssen." 
 
Monique Frey bedankt sich für die ausführliche Antwort des Regierungsrates, welche auch 
aufzeige, dass die Relevanz und die Wichtigkeit hoch eingeschätzt werde. Inhaltlich erschei-
ne ihr die Antwort allerdings etwas schönfärberisch zu sein. Im Zusammenhang mit der Kan-
tonalisierung der Sonderschulen und den Sparanstrengungen habe eine relativ grosse Unru-
he geherrscht, welche noch immer andauere: Kündigungen, negative Rückmeldungen der 
Angestellten und Entlassungen seien die Folge davon. In der Antwort werde zwar von einer 
Verbesserung der Situation und von einem Erfolg der Reorganisation gesprochen, jedoch 
stützten sich diese Aussagen nicht auf eine Mitarbeiterbefragung. Selbst die im Dreijah-
resturnus durchzuführende Befragung des Kantons sei im November 2014 nicht erfolgt. 
Diesbezüglich erwarte sie noch eine Präzisierung des Regierungsrates. Die Sonderschulen 
würden unter vier speziellen Bedingungen leiden: Dies seien einerseits die sehr einschrän-
kenden Sparmassnahmen mit Leistungsabbau, Klassenzusammenlegungen, Überlegungen 
zur Streichung von Klassenlagern und Extrawochen. Weiter müssten auch Kinder mit Mehr-
fachbehinderungen an den Sonderschulen unterrichtet werden. Die Schülerzahlen an den 
Sonderschulen seien, obwohl immer mehr Schüler und Schülerinnen in den Gemeinden in-
tegriert würden, nicht gesunken. Zudem sei die Kantonalisierung der Sonderschulen durch 
die neuen Leitungen nicht ganz adäquat aufgefangen worden. Die Begleitung des Führungs-
personals hätte dazu stärker erfolgen müssen, um unter den schwierigen Bedingungen gute 
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Arbeit zu leisten, die Angestellten abzuholen und das Angebot und die Dienstleitungen der 
Sonderschulen gut umzusetzen. Die Sparmassnahmen und die Planung zusätzlicher Um-
strukturierungen würden weitergehen. Unter diesen Voraussetzungen sei ihre Frage nach 
den Auswirkungen auf die Gemeindeschulen nicht beantwortet worden. Nachdenklich stim-
me sie auch der letzte Abschnitt, mit dem Aufwerfen der ethischen Frage wieviel Förderung 
denn sinnvoll sei. Es sei bereits bei der Diskussion der Sparmassnahmen angetönt worden, 
dass man sich bei jedem Kind überlege, was man in dieses investieren wolle, wo man es 
abholen solle und in welchem Sinne es begleitet werden solle. Dies sei in einer Gesellschaft 
wie der unseren, wo es den Menschen doch sehr gut gehe, nicht angebracht. Sie interpretie-
re dies so, dass durch Sparmassnahmen Menschen ruhiggestellt werden müssten. Man 
werde ganz sicher bei den nächsten Sparmassnahmen wieder darüber diskutieren. Sie bittet 
die Ratsmitglieder die Antworten zu ihrer Anfrage als Vorbereitung zu dieser Debatte zu stu-
dieren. 
Erich Leuenberger spricht sowohl im Namen der FDP-Fraktion, wie auch als Mitglied der Be-
gleitkommission der Sonderschule Hohenrain zu dieser Anfrage. Es sei sicher richtig, dass 
der ganze Umbau und die Neuorganisationen im Sonderschulbereich im Zusammenhang mit 
der Gestaltung des neuen Finanzausgleiches 2008 sehr einschneidend gewesen seien. Die 
verschiedenen Sonderschulen, speziell die Schulleitungen, seien wirklich gefordert gewesen, 
den Schul- und Heimbetrieb an die neuen Anforderungen anzupassen. Die Zuweisung von 
Kindern mit Mehrfachbehinderungen belaste den Betrieb und fordere das Personal sehr 
stark. Die angespielte Situation mit Kündigungen und personellen Problemen sei der Be-
gleitgruppe der Sonderschulen bekannt, gehöre aber nicht in die direkte Zuständigkeit des 
Kantonsrates. Sie seien aber auch informiert worden, dass durch die getroffenen Massnah-
men sehr viel Ruhe in das Lehr- und das Betreuungsteam eingekehrt sei. Die Beantwortung 
der Fragen durch den Regierungsrat sei detailliert, klar und richtig erfolgt. Bezüglich der letz-
ten Frage nach den Auswirkungen der Sparmassnahmen, seien die Schulleitungen und 
Lehrpersonen sicher sehr gefordert, weiterhin einen qualitativ hochstehenden Lehr- und 
Heimbetrieb zu führen. Das Parlament sei künftig gefordert, weitere Sparmassnahmen nicht 
mehr zu Lasten der Sonderschulen durchzuführen. 
Priska Wismer führt die Haltung der CVP-Fraktion aus. Die Anfrage mache auf die Auswir-
kungen der Neuorganisation, der Umstrukturierung und den Sparmassnahmen aufmerksam. 
Es sei eine Tatsache, dass diese einschneidend gewesen seien und dass sie Veränderungen 
in personeller und struktureller Art nach sich gezogen hätten. Dass dies teils belastend ge-
wirkt habe, sei durch den Regierungsrat bestätigt worden. Allerdings sei vollständigkeitshal-
ber zu erwähnen, dass auch andere Bereiche derart betroffen worden seien. Aus der Antwort 
der Regierung gehe hervor, dass trotz dem Umfang der Massnahmen eine verträgliche Um-
setzung angestrebt worden sei und dass das Gespräch und der Austausch mit den zuständi-
gen Stellen regelmässig erfolgten. Für Aussenstehende sei es schwierig zu beurteilen, ob 
dieser Austausch auch gut gelinge, man vertraue aber darauf. Man verlasse sich in dieser 
komplexen Anfrage auf die Antworten des Regierungsrates. Die CVP verlange und vertraue 
darauf, dass die Sonderschulen auch künftig mit Sorgfalt und entsprechend der geltenden 
Regelungen begleitet und in ihren Aufgaben unterstützt würden. 
Im Namen des Regierungsrates reagiert Bildungs- und Kulturdirektor Reto Wyss auf die Vo-
ten. Er glaube nicht dass die Antwort der Regierung als schönfärberisch zu bezeichnen sei. 
Es sei darin klar aufgezeigt, dass es Probleme gebe, auch in der Führung. Es sei richtig, 
dass die Massnahmen im Zusammenhang mit den Sparübungen auch die Heilpädagogi-
schen Schulen nicht verschont hätten. Ein Beispiel solle erläutern, dass die aufgetretenen 
Probleme nicht nur den Sparmassnahmen zuzuschreiben seien: Die zahlenmässige Entwick-
lung der Lernenden mit geistiger Behinderung zeige von 2005 bis heute eine Reduktion der 
separierten Sonderschulung um 100 Lernende, was zu einer Reduktion von insgesamt ca. 
40 Vollzeitpensen geführt habe. Dass dies in den Schulen zu Veränderungsprozessen führe, 
die nicht nur einfach von Statten gehen würden, sei verständlich. Er könne versichern, die 
Probleme ernst zu nehmen und nicht zu beschönigen. Bezüglich der ausgefallenen Mitarbei-
terbefragung könne er die zusätzliche Frage nicht aus dem Stand beantworten, er könne 
dies aber nachliefern. Bei den Entscheiden über die Fördermassen gehe es nicht darum die 
Lernenden ruhigzustellen, sondern darum zu beurteilen, inwieweit eine Förderung sinnvoll 
sei und auch eine Wirkung verspreche. Man versuche diese Frage im Einzelfall jeweils mög-
lichst objektiv zu beantworten und den Lernenden eine adäquate Förderung zukommen zu 
lassen. 
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Die Anfragende ist mit der Antwort des Regierungsrates nicht zufrieden. 


